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Sehr geehrte Damen und Herren,

die Arbeitswelt wurde durch die Corona Pandemie in vielen Bereichen nachhaltig verändert. 

In dieser Zeit wurde den Mitarbeitern, soweit dies möglich war, die Arbeit im Homeoffice 
angeboten, teilweise auch angeraten. Dieser noch immer anhaltende strukturelle Wandel 
der Arbeitswelt ermöglicht es, wesentliche und für die Erzielung von Einkünften relevante 
Tätigkeiten in der häuslichen Wohnung auszuüben. Dabei mutierten nicht selten Teile der 
häuslichen Wohnung zu „Arbeitsecken“. Es wurde daher notwendig, diesen geänderten 
Voraussetzungen für die Arbeitswelt auch bei der Besteuerung von Erwerbstätigen  
Rechnung zu tragen.

Am 15.08.2023 hat das BMF ein Schreiben veröffentlicht, in dem gleich zu Beginn, also noch 
vor der Darlegung des eigentlichen Inhalts festgehalten wurde, dass sich an den Begriffen 
des häuslichen Arbeitszimmers und dem Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 
beruflichen Tätigkeit nichts geändert hat.

Damit sind in der Folge Arbeitsecken nicht als häusliches Arbeitszimmer zu klassifizieren. 
Allerdings ist die Anwendung der alternativ möglichen Tagespauschale (diese beträgt 6 EUR 
am Tag und ist auf EUR 1.260 pro Jahr gedeckelt) damit nicht ausgeschlossen. Für die 
Anwendung dieser Tagespauschale sind zwei Fälle zu unterscheiden:

•	�Fälle, in denen der Steuerpflichtige überwiegend am entsprechenden Tag in seiner 
häuslichen Wohnung seine betriebliche oder berufliche Tätigkeit ausübt und daher keine 
externe Tätigkeitsstelle aufsucht, und

•	�Fälle, in welchen der Steuerpflichtige am selben Kalendertag auch auswärts oder an 
seiner ersten Tätigkeitsstelle tätig ist und nicht überwiegend im Homeoffice beschäftigt 
ist, jedoch keinen anderen Arbeitsplatz zur Verfügung hat.

Hinweis: Die Tagespauschale und die Geltendmachung der Aufwendungen für das  
Homeoffice im Rahmen eines so genannten Mittelpunktfalles schließen sich aus.

Die auf EUR 1.250 pro Jahr gedeckelte Abzugsfähigkeit ist mit Wirkung zum 01.01.2023 ent- 
fallen. Dies bedeutet indes nicht, dass in den Fällen, in denen das häusliche Arbeitszimmer 
zwar nicht den Mittelpunkt der gesamten und beruflichen Tätigkeit darstellt, jedoch kein 
anderer Arbeitsraum zur Verfügung steht, nunmehr vollständig abgezogen werden kann. 
Stattdessen sind diese Fälle nur noch im Rahmen der Tagespauschalen relevant. In diesen 
Fällen muss der häusliche Arbeitsbereich aber nicht mehr die Kriterien eines Arbeitszimmers 
erfüllen. Die Abzugsfähigkeit umfasst auch die vorgenannten so bezeichneten „Arbeitsecken“.

Spannung verspricht der aktuell rechtsanhängige Fall von Umzügen zur Einrichtung eines 
häuslichen Arbeitszimmers. Das FG Hamburg (FG Hamburg vom 23.2.2023 – 5 K 190/22, 
EFG 2023, 819) hat in einem solchen Fall entschieden, dass sich Umzugskosten als 
beruflich veranlasst klassifizieren lassen, wenn eine wesentliche Verbesserung und 
Erleichterung der Arbeitsbedingungen vorliegen. Gegen diese Entscheidung wurde Revision 
eingelegt. Es bleibt abzuwarten, wie sich der VI. Senat des BFH dazu positionieren wird.

Mit freundlichen Grüßen

Uwe Calvi
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH
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Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 11.12.20232	 14.12.2023	 11.12.2023

	 11.12.2023	 14.12.2023	 11.12.2023

	 11.12.2023	 14.12.2023	 11.12.2023

	 11.12.20234	 14.12.2023	 11.12.2023

	 15.11.20234	 20.11.2023	 15.11.2023

                                                            	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 27.12.2023	 entfällt	 entfällt

  Termine Dezember 2023	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der 
nächste Werktag der Stichtag. Bei einer 
Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 
werden keine Säumniszuschläge erhoben. 

Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit 
erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind 
einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag 
des laufenden Monats fällig. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich 
das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher 

Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle 
bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 21.12.2023, 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird 
die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  BMF gibt Vorabhinweise zur   
  elektronischen Rechnung  

Mit dem Wachstumschancengesetz werden 
die Regelungen zur Einführung der elektro- 
nischen Rechnung für inländische B2B- 
Umsätze im Umsatzsteuergesetz verankert. 
Das BMF hat bereits vor Abschluss des 
parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren 
erste Hinweise dazu verlautbaren lassen, 
ob die bereits bekannten Formate XRech- 
nung und ZUGFeRD die Anforderungen an 
eine elektronische Rechnung erfüllen.

Inhaltliche Äußerungen seitens des Bundes- 
ministeriums der Finanzen (BMF) zu noch 
laufenden Gesetzgebungsverfahren sind 
– verständlicherweise – äußerst rar. Umso 
erfreulicher ist, dass das BMF bereits Anfang 
Oktober erste Hinweise zur geplanten Ein- 
führung der elektronischen Rechnung 
(eRechnung) für inländische B2B-Umsätze 
gegeben hat. Die Einführung dieser Verpflich-
tung wird im Rahmen des Wachstumschan-
cengesetzes (BT-Drs. 20/8628) erfolgen.

Der Deutsche Steuerberaterverband e.V. 
(DStV) hat sich bereits früh in die Diskussi-
on um die Einführung der eRechnung ein- 
gebracht – sowohl national als auch bei 
den Plänen auf europäischer Ebene (vgl.  
u. a. DStV-Stellungnahme S 14/22, DStV- 
Stellungnahme S 05/23). Er begrüßt das 
Ansinnen des BMF, frühzeitig Rechts- und 
Planungssicherheit schaffen zu wollen.

Nach aktuellem Sachstand soll eine eRech- 
nung eine Rechnung sein, die in einem 
strukturierten elektronischen Format aus- 
gestellt, übermittelt und empfangen wird 
und eine elektronische Verarbeitung ermög- 
licht. Sie muss der europäischen Norm für 
die elektronische Rechnungsstellung und 
der Liste der entsprechenden Syntaxen 
gemäß der Richtlinie 2015/55/EU vom 
16.04.2014 entsprechen (§ 14 Abs. 1 Satz  
3 f. UStG-E).

Zulässigkeit von 
XRechnung und ZUGFerRD
Das BMF und die obersten Finanzbehörden 
der Länder haben frühzeitig die Frage erör- 
tert, ob ein hybrides Format die geplanten 

gesetzlichen Anforderungen erfüllen wird. 
Sie sind zu dem Ergebnis gekommen, dass 
insbesondere sowohl eine Rechnung nach 
dem bekannten XStandard als auch nach 
dem ZUGFeRD-Format ab Version 2.0.1 
grundsätzlich eine Rechnung in einem 
strukturierten elektronischen Format dar- 
stellt, die den geplanten Anforderungen 
entspricht.

Gerade für die Praxis dürfte dies ein wich- 
tiger Hinweis sein, der die Planungssicher-
heit erhöht.

Mögliches Anpassungserfordernis  
bei EDI-Verfahren
Das BMF äußert sich ferner auch zum Ein- 
satz von EDI-Verfahren. Demnach würde 
aktuell an einer Lösung gearbeitet, die die 
Weiternutzung der EDI-Verfahren auch unter 
dem künftigen Rechtsrahmen so weit wie 
möglich sicherstellen soll. Es könne jedoch 
aktuell nicht ausgeschlossen werden, dass 
hierbei technische Anpassungen vorgenom-
men werden müssen. Man sei jedoch be- 
müht, den Umstellungsaufwand im Inter- 
esse der Wirtschaft auf das Notwendige zu 
begrenzen.

Anwendungszeitpunkt
Der Regierungsentwurf sieht zwar für die 
Pflicht zum Ausstellen einer elektronischen 
Rechnung eine gestaffelte Übergangsrege-
lung vor. Vorsorglich weist das BMF darauf 
hin, dass nach aktuellem Zeitplan jedoch 
alle Unternehmer ab dem 01.01.2025 
verpflichtet sein werden, elektronische 
Rechnungen entgegennehmen zu können.

Das ganze Schreiben zum Nachlesen 
finden Sie auf der Homepage des DStV.

  Einheitliche Prüfung der Gewinner-   
  zielungsabsicht für alle veräußer-   
  ten Geschäftsanteile  

Im Streitfall ging es um die Bewertung einer 
steuerlichen Verlustgenerierung durch 
Schaffung eines neuen Anteils an einer 
Kapitalgesellschaft mittels Kapitalerhö-
hungsbeschluss mit hohem Aufgeld und 
anschließender Weiterveräußerung an den 
Ehepartner.

Der Bundesfinanzhof entschied, dass Ver- 
äußerungsverluste, die generiert werden, 
um steuerliche Vorteile zu erzielen, im 
Regelfall nicht die Gewinnerzielungsabsicht 
in Frage stellen, sondern dahingehend zu 
würdigen sind, ob rechtliche Gestaltungs-
möglichkeiten gem. § 42 AO missbraucht 
wurden. Werden Anteile an einer Kapital-
gesellschaft zu verschiedenen Zeiten und 
zu unterschiedlichen Anschaffungskosten 
erworben, ist eine Zusammenrechnung der 
einzelnen Anteile und die Bildung eines 
durchschnittlichen Anschaffungspreises 
nicht zulässig. Als Folge ist der Gewinn bzw. 
Verlust aus der Veräußerung von Geschäfts-
anteilen an einer Kapitalgesellschaft 
anteilsbezogen zu bestimmen (Az. IX R 
12/22 vom 03.05.2023). 

Im Zusammenhang mit Einkünften aus § 17 
EStG stellt der Bundesfinanzhof fest, dass 
es einem Steuerpflichtigen grundsätzlich 
freisteht, ob, wann und an wen er seine An-
teile veräußert. Dies gilt somit auch dann, 
wenn die Veräußerung zu einem Verlust 
führt. Die Berücksichtigung eines Veräuße-
rungsverlusts steht nicht nur im Einklang 
mit § 17 EStG, sondern entspricht auch dem 
Grundsatz der Besteuerung nach der Leis- 
tungsfähigkeit und ist damit nicht von 
vornherein rechtsmissbräuchlich.

Das für einen bestimmten Geschäftsanteil 
gezahlte Aufgeld (Agio) erhöht die Anschaf-
fungskosten dieses Anteils, auch wenn die 
Summe aus dem Nennbetrag und dem Agio 
den Verkehrswert des Anteils übersteigt 
(sog. Überpari-Emission). Das gilt jedenfalls 
für Veräußerungen bis zum 31.07.2019. 

Hinweis
Es ist allerdings zu beachten, dass hier 
die Veräußerung vor dem 31.07.2019 
erfolgte. Für spätere Veräußerungen ist 
die Gesetzesänderung in § 17 Abs. 2a 
Satz 5 EStG i. V. m. § 52 Abs. 25a Satz 1 
EStG zu beachten, nach der Aufgelder 
einer Überpari-Emission auf alle Anteile 
des Steuerpflichtigen gleichmäßig zu 
verteilen sind. Bei aktuellen Veräußerun-
gen kann deshalb dieses „Steuerspar-
modell“ nicht mehr angewandt werden.
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das zu einer Minderung der Steuerermäßi-
gung. Theoretisch eventuell denkbare 
Ersatzansprüche sind bis zu deren 
Erfüllung jedoch nicht auf die geleisteten 
Zahlungen anzurechnen, so der Bundesfi-
nanzhof (Urteil VI R 23/21 vom 
20.04.2023).

  Für Lohnsteuerpflichtige:

  Entlassungsentschädigung:   
  Zufluss von Arbeitslohn bei Wert-   
  guthaben – Haftung für Lohnsteuer   

Der Bundesfinanzhof nahm dazu Stellung, 
ob Abfindungen, die als Entschädigungs-
leistungen für den Verlust von Einkünften 
aus nichtselbstständiger Arbeit geleistet 
werden, zur Vermeidung eines Zuflusses 
bei den Arbeitnehmern in wirksamer Weise 
in Zeitwertkonten (Wertguthaben) zuge- 
führt bzw. auf die Deutsche Rentenversi-
cherung (DRV) Bund steuerfrei übertragen 
werden können (Az. IX R 25/21).

Arbeitslohn (Entlassungsentschädigung) 
fließt dem Arbeitnehmer auch dann nicht 
zu, wenn die Vereinbarung über die Zufüh- 
rung zu einem Wertguthaben des Arbeit-
nehmers oder die vereinbarungsgemäße 
Übertragung des Wertguthabens auf die 
DRV Bund sozialversicherungsrechtlich 
unwirksam sein sollten, soweit alle Betei- 
ligten das wirtschaftliche Ergebnis gleich- 
wohl eintreten und bestehen lassen.

Im Streitfall ist auszuschließen, dass den 
Arbeitnehmern die Abfindungen, soweit 
sie den jeweiligen Langzeitkonten zugeführt 
werden sollten, im streitigen Zeitraum zu- 
geflossen sind. Die Lohnsteuer sei mithin 
nicht entstanden, und eine (akzessorische) 
Haftung der Klägerin komme nicht in Be- 
tracht. Dieses Ergebnis werde dadurch 
bestätigt, dass die DRV Bund bei jeder Teil- 
auszahlung aus einem Wertguthaben die 
Lohnsteuer einzubehalten und abzuführen 
habe.

  „Wissenmüssen“ von fremdem   
  Mehrwertsteuerbetrug  

Welche Maßnahmen von einem Steuer-
pflichtigen vernünftigerweise verlangt 
werden können, um eine eigene Beteiligung 
an einem fremden Mehrwertsteuerbetrug 
zu verhindern, hängt laut einem Urteil des 
Bundesfinanzhofs wesentlich von den je- 
weiligen Umständen ab, die nach den 
Beweisregeln des nationalen Rechts, die 
die Wirksamkeit des Unionsrechts nicht 
beeinträchtigen dürfen, zu ermitteln sind 
(BFH Az. XI R 19/20 vom 20.10.2021).

Von einem Steuerpflichtigen darf zwar nicht 
generell verlangt werden, dass er prüft, ob 
der Aussteller einer Rechnung über die 
Lieferung von Gegenständen, für die das 
Recht auf Vorsteuerabzug geltend gemacht 
wird, über die fraglichen Gegenstände 
verfügte, sie liefern konnte sowie seinen 
Verpflichtungen hinsichtlich der Erklärung 
und Abführung der Mehrwertsteuer nach- 
gekommen ist. Wenn aber Anhaltspunkte 
für Unregelmäßigkeiten oder einen Mehr- 
wertsteuerbetrug vorliegen, kann der Steu- 
erpflichtige verpflichtet sein, über einen 
anderen Wirtschaftsteilnehmer, von dem 
er Gegenstände oder Dienstleistungen zu 
erwerben beabsichtigt, Auskünfte einzu- 
holen, um sich von dessen Zuverlässigkeit 
zu überzeugen.

Hinweis
Für den Vorsteuerabzug des Erwerbers 
besteht keine allgemeine Voraussetzung 
in der Form, dass die anfallende Umsatz-
steuer seitens des Vorunternehmers 
auch tatsächlich abgeführt wurde. Der 
Vorsteuerabzug beim Erwerber kann 
jedoch dann versagt werden, wenn er 
wusste oder hätte wissen müssen, dass 
der Leistende oder ein anderer Beteilig-
ter auf einer vorhergehenden oder nach- 
folgenden Umsatzstufe in eine begange-
ne Hinterziehung von Umsatzsteuer oder 
Erlangung eines nicht gerechtfertigten 
Vorsteuerabzugs i. S. des § 370 AO oder 
in eine Schädigung des Umsatzsteuer-
aufkommens i. S. der §§ 26b, 26c UStG 
einbezogen war (§ 25f UStG).

  Steuerermäßigung für die Inan-   
  spruchnahme von Handwerkerleis-   
  tungen gemäß § 35a Abs. 3 EStG  

Die Inanspruchnahme der Steuerermäßi-
gung für Handwerkerleistungen gem. § 35a 
Abs. 3 EStG verlangt neben der (tatsächli-
chen) Führung eines Haushalts, kein beson- 
deres Nutzungsrecht des Steuerpflichtigen. 
Somit kann ein Steuerpflichtiger auch in 
unentgeltlich überlassenen Räumlichkeiten 
einen Haushalt führen. Es ist dabei un- 
schädlich, wenn sich der Steuerpflichtige 
gegenüber einem Dritten zur Tragung der 
Aufwendungen für die Handwerkerleistun-
gen verpflichtet hat.

Die ursprüngliche Ansicht der Vorinstanz, 
die Steuerermäßigung setzt voraus, dass 
die Leistungen zugunsten eines Wirtschafts-
guts erbracht werden, das im – zumindest 
wirtschaftlichen – Eigentum des Steuer-
pflichtigen steht oder an dem der Steuer-
pflichtige ein obligatorisches Nutzungsrecht 
hat, wurde mit Urteil des Bundesfinanzhofs 
widerlegt. Die Steuerermäßigung für Hand- 
werkerleistungen verlangt neben der tat- 
sächlichen Führung eines Haushalts kein 
besonderes Nutzungsrecht des Steuer-
pflichtigen. Er kann folglich auch in un- 
entgeltlich überlassenen Räumlichkeiten 
einen Haushalt führen.

Liegen die Voraussetzungen der Steuerer-
mäßigung für Handwerkerleistungen im 
Übrigen vor, kann diese auch in Anspruch 
genommen werden, wenn sich der Steuer- 
pflichtige gegenüber einem Dritten zur 
Tragung der Aufwendungen für die Hand-
werkerleistungen verpflichtet hat. Es spielt 
ebenfalls keine Rolle, wenn dies – wie im 
Streitfall – freiwillig, d. h. ohne eine recht- 
liche Verpflichtung, gemacht wird.

Als unerheblich sah der Bundesfinanzhof 
an, dass die Handwerkerleistungen auch 
dann anzuerkennen sind, wenn der Steuer- 
pflichtige die Maßnahme alleine bezahlt, 
obwohl dies dem ganzen Haus zugute-
kommt (im Streitfall: Dachsanierung). 
Erhält der Steuerpflichtige Aufwendungen 
erstattet – von wem auch immer – führt 
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  Forderung nach dauerhaft   
  ermäßigter Umsatzsteuer in der   
  Gastronomie  

Ein dauerhafter ermäßigter Umsatzsteuer-
satz von sieben Prozent auf den Verzehr von 
Speisen in Restaurants hat am 21.09.2023 
keine Mehrheit im Bundestag gefunden.

Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-
Anhalt fordern, in der Gastronomie dauer- 
haft den ermäßigten Mehrwertsteuersatz 
von sieben Prozent zu halten. Am 
29.09.2023 wurde eine entsprechende 
Initiative im Bundesrat vorgestellt und in 
die Fachausschüsse überwiesen. Am 
09.10.2023 haben die Fachausschüsse des 
Bundesrates – federführend der Finanz-, 
mitberatend der Wirtschaftsausschuss 
sowie der Ausschuss für Arbeit, Integration 
und Sozialpolitik – im Rahmen ihrer Stel- 
lungnahme zum Wachstumschancengesetz 
die Aufnahme der Entfristung der gesenk-
ten Umsatzsteuer in der Gastronomie über 
den 31.12.2023 hinaus in das Wachstums-
chancengesetz gefordert.

  Bundeskabinett beschließt Sozial-   
  versicherungsrechengrößen 2024  

Das Bundeskabinett hat am 11.10.2023 die 
Verordnung über die Sozialversicherungs-
rechengrößen 2024 beschlossen. Bevor 
diese im Bundesgesetzblatt verkündet wird, 
muss der Bundesrat ihr noch zustimmen.

Große Bedeutung für viele Werte in der 
Sozialversicherung hat die Bezugsgröße 
– unter anderem für die Festsetzung der 
Mindestbeitragsbemessungsgrundlagen 
für freiwillige Mitglieder in der gesetzlichen 
Krankenversicherung oder für die Beitrags-
berechnung von versicherungspflichtigen 
Selbstständigen in der gesetzlichen Renten-
versicherung. Die Bezugsgröße steigt im 
Jahr 2024 auf 3.535 Euro/Monat (2023: 
3.395 Euro/Monat); die Bezugsgröße (Ost) 
auf 3.465 Euro/Monat (2023: 3.290 Euro/
Monat).

Die Beitragsbemessungsgrenze in der all- 
gemeinen Rentenversicherung erhöht sich 

  Zeugnis darf nicht   
  wegen Änderungswünschen   
  verschlechtert werden  

Verschlechtert ein Arbeitgeber das Zeugnis, 
weil die Arbeitnehmerin Änderungen daran 
verlangt hat, verstößt er gegen das Maß- 
regelungsverbot.

Ein Arbeitgeber darf das Arbeitszeugnis 
nicht in der dritten Version verschlechtern 
und die zuvor darin enthaltene Dankesfor-
mel weglassen, nur weil die Arbeitnehmerin 
zuvor bereits zweimal Änderungswünsche 
daran hatte, so das Bundesarbeitsgericht. 
Zwar bestehe auf eine Dankesformel am 
Ende grundsätzlich kein Anspruch. Doch 
sie wegen der zulässigen Ausübung ge- 
setzlicher Rechte letztlich zu streichen, 
verstoße gegen das Maßregelungsverbot 
nach § 612a Bürgerliches Gesetzbuch 
(BGB), welches auch nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses weiter gelte. Daher 
bestehe ein Anspruch auf die Dankesformel 
(vgl. Bundesarbeitsgericht, Urteil 9 AZR 
272/22 vom 06.06.2023).

  Eintragungspflicht für (fast) alle   
  Unternehmen im Transparenz-   
  register  

Fast alle Unternehmen sind seit dem 
01.08.2021 eintragungs- und meldepflichtig 
gegenüber dem Transparenzregister. Sofern 
Eintragungen noch nicht erfolgt sind, sol- 
lten diese dringend nachgeholt werden. 
Ansonsten drohen Bußgelder. Hierauf weist 
das Bundesfinanzministerium in einem 
Verbändeanschreiben erneut hin (Az. VII A 
5 - WK 5023/18/10001).

Betroffen sind alle juristischen Personen 
des Privatrechts (z. B. AG, GmbH und Unter-
nehmergesellschaft (haftungsbeschränkt)) 
und eingetragenen Personengesellschaften 
(z. B. OHG, KG, PartG) sowie auch nicht- 
rechtsfähige Stiftungen, Trusts und ver- 
gleichbare Vereinigungen. 

Nicht betroffen sind derzeit Einzelunter-
nehmen, eingetragene Kaufleute (e. K.) 
und Gesellschaften bürgerlichen Rechts 

auf 7.550 Euro/Monat (2023: 7.300 Euro/
Monat) und die Beitragsbemessungsgrenze 
(Ost) auf 7.450 Euro/Monat (2023: 7.100 
Euro/Monat).

Die bundesweit einheitliche Versicherungs-
pflichtgrenze in der gesetzlichen Kranken-
versicherung (Jahresarbeitsentgeltgrenze) 
beträgt im Jahr 2024 69.300 Euro (2023: 
66.600 Euro). Die ebenfalls bundesweit 
einheitliche Beitragsbemessungsgrenze in 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
steigt auf 62.100 Euro jährlich (2023: 
59.850 Euro) bzw. 5.175 Euro monatlich 
(2023: 4.987,50 Euro).

  Energieeffizienzgesetz   
  beschlossen  

Mit dem am 21.09.2023 vom Deutschen 
Bundestag beschlossene Energieeffizienz-
gesetz (EnEfG) werden auch Unternehmen 
mit einem großen Energieverbrauch (durch-
schnittlich mehr als 7,5 GWh) verpflichtet, 
Energie- oder Umweltmanagementsysteme 
einzuführen und Unternehmen ab einem 
Gesamtendenergieverbrauch von 2,5 GWh 
sollen wirtschaftliche Energieeffizienzmaß-
nahmen in Umsetzungsplänen erfassen 
und veröffentlichen. Über die Umsetzung 
geeigneter Effizienzmaßnahmen entschei-
den die Unternehmen aber selbst. 

Für Rechenzentren gelten Energieeffizienz-
standards. Auch muss künftig Abwärme 
genutzt werden, da hier Potentiale für mehr 
Energieeffizienz schlummern. Alle Betreiber 
von großen Rechenzentren sollen zudem 
künftig Strom aus erneuerbaren Energien 
nutzen, sowie Informationen zu ihrem En- 
ergieverbrauch in ein öffentliches Register 
eintragen sowie ihre Kunden über den 
spezifischen Energieverbrauch informieren.

Das Gesetz ist nicht zustimmungspflichtig. 
Der Bundesrat hat das Gesetz am 
20.10.2023 gebilligt. Es wird nun über die 
Bundesregierung dem Bundespräsidenten 
zur Unterzeichnung zugeleitet.
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(GbR), wobei letztere durch die Reform des 
Personengesellschaftsrechts (MoPeG) ab 
dem 01.01.2024 teilweise eintragungs-
pflichtig werden. Mit dem MoPeG können 
sich GbRs in ein neu zu schaffendes Ge- 
sellschaftsregister eintragen. Damit wird 
die GbR in der Form der sog. „eGbR“ zu 
den eingetragenen Personengesellschaf-
ten gehören und als solche ebenfalls in 
das Transparenzregister einzutragen sein.

Die Übergangsfristen sind mittlerweile ab- 
gelaufen, d. h. alle Betroffenen müssen 
aktiv werden, unabhängig davon, ob sich 
die Angaben bereits aus anderen öffentli-
chen Registern (z. B. Handels-, Genossen-
schafts-, Partnerschaftsregister) ergeben 
(vgl.  Bundesfinanzministerium, Schreiben 
VII A 5 - WK 5023/18/10001 vom 
18.09.2023).

  Schenkungsteuer: Bindungswir-   
  kung von Wertfeststellungsbe-   
  scheiden bei Zusammenrechnung   
  mehrerer Erwerbe  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in seinem 
Urteil vom 26.07.2023 – II R 35/21 
entschieden, dass ein für Zwecke der 
Schenkungsteuer gesondert festgestellter 
Grundbesitzwert für alle Schenkungsteuer-
bescheide bindend ist, bei denen er in die 
steuerliche Bemessungsgrundlage einfließt. 
Das gilt auch für die Berücksichtigung eines 
früheren Erwerbs bei einem sog. Nacher-
werb nach § 14 Abs. 1 Satz 1 des Erbschaft-
steuer- und Schenkungsteuergesetzes 
(ErbStG), d.h. bei einer Schenkung, die 
innerhalb von zehn Jahren nach der ersten 
Schenkung erfolgt.
Im Streitfall hatte der Kläger im Jahr 2012 
von seinem Vater einen Miteigentumsan-
teil an einem unbebauten Grundstück 
geschenkt bekommen. Das Finanzamt (FA) 
hatte den Grundbesitzwert festgestellt und 
der Besteuerung zu Grunde gelegt. Seiner- 
zeit musste der Kläger keine Schenkung-
steuer bezahlen, weil der Grundstückswert 
mit knapp 90.000 € unter dem gesetzlichen 
Freibetrag für Kinder in Höhe von 400.000 € 
lag, der dem Kläger zustand. Im Jahr 2017 
bekam der Kläger von seinem Vater 

400.000 € geschenkt. Da nach § 14 Abs. 1 
ErbStG mehrere innerhalb von zehn Jahren 
von derselben Person anfallende Vermö-
gensvorteile zusammenzurechnen sind, 
ermittelte das FA einen Gesamtbetrag für 
beide Schenkungen und setzte Schen-
kungsteuer von rund 10.000 € fest. Dabei 
berücksichtigte es den Grundbesitzwert in 
der Höhe, in der er im Zusammenhang mit 
der Schenkung in 2012 festgestellt worden 
war. Der Kläger meinte, der damals festge- 
stellte Wert sei zu hoch und deshalb nun- 
mehr nach unten zu korrigieren. Bei der 
Schenkung in 2012 habe er sich nur deshalb 
nicht gegen den falschen Grundstückswert 
gewendet, weil die Schenkungsteuer 
ohnehin mit 0 € festgesetzt worden sei.

Der BFH bestätigte – wie schon zuvor das 
Finanzgericht – die Auffassung des Finanz- 
amts. Grundstückswerte seien – im Gegen- 
satz zu Werten sonstiger Schenkungsge-
genstände wie beispielsweise Geld –, für 
Zwecke der Schenkungsteuer in einem 
eigenen Verfahren gesondert festzustellen. 
Der festgestellte Grundstückswert sei dann 
nicht nur der Schenkungsteuerfestsetzung 
zu Grunde zu legen, für die er angefordert 
worden sei, sondern auch nachfolgenden 
Schenkungsteuerfestsetzungen innerhalb 
eines Zeitraums von zehn Jahren, die mit 
der Grundstücksschenkung zusammenzu-
rechnen seien. Halte der Steuerpflichtige 
den festgestellten Grundstückswert für zu 
hoch, müsse er sich sogleich gegen die 
Feststellung wenden. Tue er dies nicht und 
werde der Bescheid über den festgestell-
ten Wert bestandskräftig, könne er die Un- 
richtigkeit bei den nachfolgenden Schen- 
kungsteuerfestsetzungen nicht mehr mit 
Erfolg geltend machen.

  Meldepflichten für innerstaatliche   
  Steuergestaltungen im Wachs-   
  tumschancengesetz  

Zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung von Wachstumschancen, Inves- 
titionen und Innovation sowie Steuerver-
einfachung und Steuerfairness (Wachs-
tumschancengesetz) hatte sich die WPK 

bereits geäußert. Inzwischen wurde der 
Regierungsentwurf in Erster Lesung im 
Deutschen Bundestag beraten. Die Wirt- 
schaftsprüferkammer (kurz WPK) hat mit 
Schreiben vom 13. 10. 2023 Stellung 
genommen.

WPK kritisiert Einführung einer  
Meldepflicht
Die WPK hat erneut Kritik an der Einführung 
einer Meldepflicht für innerstaatliche Steu- 
ergestaltungen geübt, da erste Zahlen der 
Bundesregierung belegen, dass Kosten und 
Nutzen nicht einmal bei der bereits einge- 
führten Anzeigepflicht für grenzüberschrei-
tende Steuergestaltungen in einem ange- 
messenen Verhältnis zueinander stehen.

Meldepflichtige Sachverhalte müssen 
konkret sein
Weiterhin hat die WPK gefordert, dass eine 
etwaige Anzeigepflicht möglichst eng defi- 
niert werden soll. Sinnvoll ist es daher, die 
meldepflichtigen Sachverhalte so konkret 
wie möglich zu benennen. So etwa sieht es 
die WPK als problematisch an, alle Kon- 
zernunternehmen, also auch kleine und 
Kleinstgesellschaften, einer Mitteilungs-
pflicht zu unterwerfen. Der Regierungsent-
wurf lässt erkennen, dass versucht wurde, 
auch insoweit eine Schwellenwertbe-
schränkung zu integrieren.

Diese ist aus Sicht der WPK aber nicht 
gelungen, da der Schwellenwert sich auf 
alle Konzernunternehmen insgesamt und 
nicht auf jedes einzelne bezieht. Damit 
sind kleine und Kleinstkapitalgesellschaf-
ten weiterhin betroffen, worauf die WPK in 
ihrer Stellungnahme hingewiesen hat.

Nach aktuellem Stand soll die Anzeige-
pflicht zwar mit Gesetzesverkündung in 
Kraft treten, jedoch erst deutlich später 
anzuwenden sein. Der Stichtag soll nun 
vom BMF bekannt gegeben werden und 
spätestens der 31. Dezember des vierten 
Kalenderjahres sein, das auf das Kalender-
jahr des Inkrafttretens folgt.
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  Steuervorbescheide (Tax rulings):   
  Die Gesellschaften multinationa-   
  ler Konzerne in Belgien gewährten   
  Steuervergünstigungen stellen   
  eine rechtswidrige Beihilfe-   
  regelung dar  

Das Gericht bestätigt die Entscheidung der 
Europäischen Kommission, die 2016 
angenommen hatte, dass die betreffende 
Steuerregelung gegen die Beihilfevorschrif-
ten der Europäischen Union verstoße.

Belgien wendet seit 2005 eine Steuerrege-
lung an, nach der belgische Unternehmen, 
die multinationalen Konzernen angehören, 
wenn sie in Belgien Geschäftstätigkeiten 
konzentrieren, Arbeitsplätze schaffen oder 
Investitionen tätigen, von den belgischen 
Steuerbehörden einen Steuervorbescheid 
(tax ruling) erhalten können, nach dem sog. 
Gewinnüberschüsse, d. h. Gewinne, die 
die Gewinne übersteigen, die unter ver- 
gleichbaren Umständen von vergleichbaren 
eigenständigen Unternehmen erzielt 
worden wären, von der Körperschaftsteuer 
befreit sind.

Die Europäische Kommission stellte 2016 
fest, dass dieses System der Steuerbefrei-
ung eine rechtswidrige Beihilferegelung 
darstelle, die mit dem Binnenmarkt un- 
vereinbar sei, und ordnete an, die ge- 
währten Beihilfen von 55 Empfängern 
zurückzufordern.

Dagegen erhoben Belgien und mehrere 
Beihilfeempfänger beim Gericht der Euro- 
päischen Union Klage. Dieses erklärte den 
Beschluss der Kommission am 14. 09.2019 
für nichtig. Das Urteil des Gerichts wurde 
jedoch am 16. 09. 2021 auf ein Rechtsmit-
tel hin vom Gerichtshof aufgehoben. Der 
Gerichtshof stellte fest, dass die Kommis-
sion zu Recht festgestellt habe, dass eine 
Beihilferegelung vorliege. Der Gerichtshof 
verwies die Sache zur Entscheidung über 
die Einstufung der Beihilferegelung als 
staatliche Beihilfe im Sinne von Art. 107 
AEUV an das Gericht zurück.

Das Gericht hatte sich deshalb ein weiteres 
Mal mit dieser Rechtssache zu befassen. 
Mit seinem heutigen Urteil hat es ent- 
schieden, dass die Kommission 2016 zu 
Recht angenommen habe, dass die bel- 
gische Steuerregelung für Gewinnüber-
schüsse gegen die Beihilfevorschriften  
der Europäischen Union verstoße.

Das Gericht weist das Vorbringen Belgiens 
gegen den Beschluss der Kommission in 
vollem Umfang zurück, insbesondere auch, 
soweit es die Finanzierung der betreffenden 
Regelung aus staatlichen Mitteln und die 
behauptete Nichtberücksichtigung der in 
Belgien anwendbaren Steuerregeln betrifft.

Das Gericht stellt fest, dass die Kommission 
dargetan habe, dass den Empfängern mit 
der betreffenden Regelung eine Steuerver-
günstigung gewährt worden sei.

Das Gericht stellt weiter fest, dass die 
Kommission zu Recht angenommen habe, 
dass die Regelung insoweit selektiv sei, 
als mit ihr Wirtschaftsteilnehmer, die sich 
in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht in 
einer vergleichbaren Situation befänden, 
unterschiedlich behandelt würden. Ge- 
sellschaften, die einem multinationalen 
Konzern angehörten und in den Genuss 
der Befreiung der Gewinnüberschüsse von 
der Steuer gekommen seien, seien anders 
behandelt worden als andere in Belgien 
körperschafsteuerpflichtige Gesellschaf-
ten, die nicht in den Genuss einer solchen 
Steuerbefreiung gekommen seien.

Das Gericht bestätigt auch die Feststellung 
der Kommission, dass die Regelung inso- 
weit selektiv sei, als sie weder Gesellschaf-
ten, die sich dafür entschieden hätten, in 
Belgien keine Investitionen zu tätigen, 
keine Geschäftstätigkeiten zu konzentrie-
ren und keine Arbeitsplätze zu schaffen, 
noch Gesellschaften, die einem kleinen 
Konzern angehörten, offenstehe.

Hinweis
Gegen die Entscheidung des Präsiden- 
ten des Gerichts kann innerhalb von  
zwei Monaten nach ihrer Zustellung  
beim Präsidenten des Gerichtshofs ein 
auf Rechtsfragen beschränktes Rechts-
mittel eingelegt werden.

Die Nichtigkeitsklage zielt auf die 
Nichtigerklärung einer unionsrechts- 
widrigen Handlung der Unionsorgane  
ab. Sie kann bei dem Gerichtshof bzw. 
dem Gericht unter bestimmten Voraus-
setzungen von Mitgliedstaaten, Organen 
der Union oder natürlichen oder juris- 
tischen Personen erhoben werden. Ist 
die Klage begründet, wird die unions-
rechtswidrige Handlung für nichtig 
erklärt. Entsteht dadurch eine Rege-
lungslücke, hat das betreffende Organ 
diese zu schließen.
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Die in dieser Mandantenzeitung 
gegebenen Informationen können 
die zugrunde liegenden Sachver-
halte oftmals nur verkürzt wieder-
geben. Wir bitten Sie daher, vor 
Entscheidungen auf der Grundlage 
dieser Informationen, diesbezüg-
lich mit uns Kontakt aufzunehmen.
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  wpg@dornbach.de  ·  www.dornbach.de	

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de/de/events.html unter Events oder Sie 
wenden sich direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin 
Marketing & Öffentlichkeitsarbeit:
Telefon:  +49 261 94 31 - 0
Mail:      lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Hamburg · Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg ·  
Mainz · München · Pforzheim · Pirna · Saarbrücken · 
Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH	

Dienstag, 28. November 2023, 14.00 - 16.30 Uhr
SICHER DURCH DIE BETRIEBSPRÜFUNG – UMGANG MIT FALLSTRICKE IN DER PRAXIS

Referent: Dipl.-Finanzwirt Frederik Karnath, Steuerberater, Rechtsanwalt und Geschäftsführer bei DORNBACH

Betriebsprüfungen gehören zum Leben eines Steuerpflichtigen und Berater dazu. Sie stellen immer eine Belastung und Herausforderung, mit 
oft ungewissem Ausgang dar. Prüfer schauen genauer hin, aufgerufene Summen werden höher und schnell steht ein Strafverfahren im Raum. 
Frederik Karnath gibt Handlungsempfehlungen für den Ablauf der Prüfung, zu Mitwirkungspflichten, dem Umgang mit Prüferanfragen und der 
Risikominimierung im Vorfeld. Zudem beleuchtet er die Bedeutung des Einspruchsverfahrens und gibt Verhaltenshinweise, wenn aus einer 
BP ein Steuerstrafverfahren wird oder die Steuerfahndung erscheint.

 Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html 


